Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4148 


09. 03. 89 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (16. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/2571 — 


Verkaufsstopp für die bundeseigene „Elefanten-Siedlung“ in Neu-Ulm 


A. Problem 

In dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, den 
Verkauf von 372 Mietwohnungen der „Elefanten- Siedlung in 
Neu-Ulm sofort einzustellen und auch in Zukunft auf den Verkauf 
dieser Wohnungen zu verzichten. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN treten für die 
Annahme des Antrags ein. 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 11/2571 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 8. März 1989 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Möller Pesch Müntefering 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Pesch und Müntefering 


Der Deutsche Bundestag hat den Antrag — Drucksa- 
che 11/2571 — in seiner 122. Sitzung am 26. Januar 
1989 nach Aussprache an den Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau zur Beratung über- 
wiesen. Dieser hat den Antrag in seiner 42. Sitzung 
am 22. Februar 1989 behandelt und mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN beschlos- 
sen, die Ablehnung des Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, daß 
der Verkauf der Wohnungen der „Elefanten-Sied- 
lung" aus ordnungspolitischen und haushaltsrechtli- 
chen Gründen gerechtfertigt ist. In den Kaufverträgen 
sind Regelungen vorgesehen, die nach der Überzeu- 
gung der Ausschußmehrheit ausreichen, die Belange 
der Mieter wirksam zu schützen. Die Ausschußmehr- 
heit teilt nicht die Befürchtungen der Antragsteller, 
die Wohnsiedlung könne nach Ablauf der Schutzfrist 
von sechs Jahren abgerissen und das Gelände dann 
gewerbhch genutzt werden, da die Träger des in Aus- 
sicht genommenen Käufers Gebietskörperschaften 
sind, die Gewähr dafür bieten, daß die Wohnungen 


erhalten bleiben und die Interessen der Mieter ge- 
wahrt werden. 

Die Fraktion der SPD teilt die Bedenken der Antrag- 
steller. Bei dem Käufer handele es sich um eine Spar- 
kasse, die bisher keine Wohnungen verwaltet habe. 
Daher könne nicht ausgeschlossen werden, daß hier 
die Kapitalanlage und nicht das Wohl der Mieter für 
den Käufer maßgebend sei. In Zeiten zunehmenden 
Wohnungsmangels dürfe die öffentliche Hand Woh- 
nungen nicht veräußern, sondern müsse danach stre- 
ben, Wohnraum für sozial Schwache zur Verfügung 
zu haben. Die Veräußerung sei ein falsches woh- 
nungspolitisches Signal. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf der Annahme 
ihres Antrags. Die Veräußerung von Wohnraum der 
öffentlichen Hand sei generell und grundsätzlich ab- 
zulehnen. Im vorliegenden Fall komme hinzu, daß die 
Käuferin früher oder später die Wohnungen beseiti- 
gen und das Gelände gewinnbringend zur Erweite- 
rung des benachbarten Gewerbegebiets zur Verfü- 
gung stelle. 


Bonn, den 8. März 1989 


Pesch Müntefering 

Berichterstatter 
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